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Betr.: Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Justizkosten- und des Rechts-

a nwa lt-Ve rg ütu n gs rechts ( Kosten rec htsände ru n gsgese E 2021 - KostRAG

20211

Sehr geehrte Damen und Herren,

als Fachgesellschaft der Arzte, die herausragend durch ihre gutachtliche Tätigkeit von

der geplanten Novellierung des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes be-

troffen sind, hatten wir bereits bei der Erarbeitung des Referentenentwurfes und im

anschließenden Stellungnahmeverfahren darauf hingewiesen, dass die angebliche

Unmöglichkeit der Marktanalyse zur Ermittlung einer Referenzgröße fÜr die VergÜ-

tungsberechnung gutachtlich tätiger Arzte so nicht nachvollzogen werden kann. Wir
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haben unter anderem darauf hingewiesen, dass bei Berücksichtigung der Entwicklung

der Honorierung gutachtlicher Leistungen eine Orientierung möglich ist an Honorar-

steigerung für gutachtliche Tätigkeiten im Auftrag der gesetzlichen Unfallversiche-

rungsträger mitAnpassung vom 1. April 2015, wo Steigerungen erfolgten in den ein-

zelnen Vergütungsgruppen zwischen 55 und 94o/o, die vergleichbar mit den Honorar-

gruppen M1 bis M3 sind, Diese Vorschläge fanden dann auch Eingang bei der Erar-

beitung einer gemeinsamen Stellungnahme aller Fachgesellschaften mit der Bundes-

ärztekammer (Anlage). Mit einigem Befremden mussten wir nun feststellen, dass dies-

bezüglich nicht andeutungsweise unsere erarbeiteten Vorschläge Eingang in den oben

genannten Gesetzesentwuff fanden. Diesbezüglich machen wir uns die weiteren Aus-

führungen der Bundesärztekammer in ihrer Stellungnahme vom 13. Oktober 2020 zu

Eigen.

Wir möchten Sie dringend bitten, bei den Beratungen im Bundesrat den hohen Auf-

wand mit umfassenden eualifikationsanforderungen für die Erstellung medizinischer

oder psychologischer Gutachten zu berücksichtigen, der von uns nachvollziehbar an

den Steigerungen der Kostensätze der gesetzlichen Unfallversicherungsträger be-

gründet wurde und wir bereits heute nicht zuletzl auf Grund dieser Honorargestaltun-

gen Schwierigkeiten mit dem Nachwuchs haben'

/1,+fu,a
Dr. Klemm- Vorsitzender FGIMB


